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WR 10 und WRWSG-W 9 Grundwissen:

„Grundelemente der Sozialen Marktwirtschaft“
Hintergrundinformation:
Der Begriff „Soziale Marktwirtschaft“ wurde von Alfred Müller-Armack geprägt und  kennzeichnet eine Wirtschaftsordnung, die bei grundsätzlicher Unterstützung der wirtschaftlichen Freiheit zugleich die Regulierungs- und Kontrollfunktion des Staates betont, um unsoziale Auswirkungen zu verhindern und „Wohlstand für alle" zu schaffen.
Bei den Schülerinnen und Schülern sollte das Bewusstsein geschaffen werden, dass es ein Kernelement der Sozialen Marktwirschaft ist, unsoziale Auswirkungen einer freien Marktwirtschaft zu verhindern, dass dies aber nicht dadurch geschieht, dass der Staat beliebig in den freien Wettbewerb (z. B. durch staatliche Preis- und Lohnfestsetzungen) eingreift, sondern dass der soziale Ausgleich im Rahmen von konstituierenden und regulierenden Prinzipien geschieht (wie sie von Walter Eucken entwickelt wurden). Freier Leistungswettbewerb im Rahmen einer Wettbewerbsordnung einerseits und der soziale Ausgleich andererseits sind also die tragenden Säulen sozialer Marktwirschaft und bilden die Voraussetzung eines wachsenden Wohlstandes für alle Bevölkerungsgruppen. Die folgenden konstituierenden Prinzipien sollten den Schülerinnen und Schülern bewusstgemacht werden:
Konstituierende Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft:
1. Primat der Währungspolitik

Aufbauend auf den Grundkenntnissen der Schülerinnen und Schüler aus der Jahrgangsstufe 9 zur Bedeutung der Geldwertstabilität sollte vermittelt werden, dass eine freie Marktwirtschaft auf das Tauschmittel Geld angewiesen ist. Dies erfüllt seine elementaren Funktionen aber nur, wenn sich die Austauschrelationen von Gütern und Leistungen nicht durch Veränderungen des Geldwertes, sondern durch Veränderungen von Knappheitssituationen ergeben (Lenkungs- und Signalfunktion freier Preise). 

Damit im Zusammenhang stehen die Forderungen nach einer unabhängigen Notenbank und einer aktiven Geld- und Währungspolitik. 

2. Offene Märkte und Wettbewerbskontrolle
Es ist Aufgabe des Staates, z. B. durch Gewährung von Gewerbefreiheit und Freizügigkeit für die Öffnung der Märkte zu sorgen. Dazu gehört auch, dass er Marktschließungen durch private Macht-gruppen (z. B. Monopolisten, Kartelle) verhindert. Es soll also ein Höchstmaß an Wettbewerb der Leistungen gewährleistet werden, der nicht zum gezielten Schädigungs- und Vernichtungswettbewerb entarten darf. Der Staat muss also Wettbewerbsbeschränkungen gesetzlich verbieten (z. B. durch Kartellrecht und Monopolaufsicht) und darf selbst den Wettbewerb nicht behindern (z. B. durch staatliche Preis- und Lohnfestsetzung).
3. Privateigentum an den Produktionsmitteln

Die Wettbewerbsordnung soll die Triebkräfte des Selbstinteresses zum Wohle aller zur Entfaltung bringen. Das setzt voraus, dass jeder Einzelne über sein Einkommen frei verfügen kann, also auch das Recht hat, mit diesem Einkommen Eigentum zu erwerben.
Gewinnchancen und das Haftungsrisiko des Eigentümers steuern die Unternehmensentscheidungen und lenken das Investitionskapital in die produktivste Verwendung. 

Privates Eigentum darf aber nicht zur Entstehung von unkontrollierten Machtpositionen führen, da sonst der freie Leistungswettbewerb eingeschränkt wäre.

4. Vertragsfreiheit
Wettbewerb funktioniert nur, wenn Haushalte und Unternehmen frei darüber entscheiden können, was sie bei wem zu welchen Bedingungen kaufen oder verkaufen.

Vertragsfreiheit kann aber auch dazu führen, dass der Wettbewerb zerstört wird, wenn z. B. unter Berufung auf die Vertragsfreiheit monopolistische Positionen aufgebaut und ausgenutzt werden. Der Nachfrager hätte dann keine echte Vertragsfreiheit mehr, da er keine Auswahl mehr hat.

Vertragsfreiheit soll also dazu beitragen, dass sich im Wettbewerb der beste Anbieter durchsetzt. Sie kann aber auch dazu führen, dass sich der stärkste Anbieter durchsetzt. Dann sind staatliche Eingriffe notwendig und gerechtfertigt.
5. Haftung
Die Übernahme der Haftung für eigene wirtschaftliche Entscheidungen erfüllt wichtige volkswirtschaftliche Funktionen: rentable Produktion erfordert gute Leistungen, Fehlleistungen und Fehlentscheidungen führen zu Verlusten, anhaltende Verluste zur Insolvenz, also zum Ausscheiden aus dem Markt. Wer also volkswirtschaftliche Ressourcen dauerhaft unrentabel einsetzt und verschwendet, erhält keinen Zugang mehr zu diesen Ressourcen und hat persönliche Wohlstandsverluste hinzunehmen.
6. Sozialer Ausgleich durch Einkommensumverteilung

In einem System des freien Wettbewerbs bestimmen letztlich die Konsumenten, was produziert wird („Konsumentensouveränität“, Vertragsfreiheit). Damit wird im Idealfall genau nach den Bedürfnissen der Bevölkerung produziert.

Wer aber z. B. wegen Krankheit oder Alter nicht (mehr) so leistungsfähig ist wie andere, kann kaum noch eigenes Einkommen erwirtschaften und damit nicht mehr als Nachfrager agieren. Würde man hier nicht für einen Ausgleich sorgen, würden die Bedürfnisse dieser Gruppe nicht mehr berücksichtigt und die Forderung nach „Wohlstand für alle“ könnte nicht mehr erfüllt werden.

Es ist also notwendig, benachteiligten Personen sog. Transfereinkommen zukommen zu lassen, damit sie sich menschenwürdig versorgen können und am Wettbewerbsprozess teilnehmen können. 
Dies darf aber nicht durch eine Behinderung des Leistungswettbewerbs geschehen, in dem z. B. Mindestlöhne auch für unproduktive Tätigkeiten festgesetzt werden. Stattdessen sollen diejenigen, die im Rahmen des freien Marktgeschehens besonders hohe Einkommen erzielt haben, verpflichtet werden, einen Teil dieses Einkommens abzugeben. Diese Umverteilung darf aber nicht so weit gehen, dass keine Leistungsanreize mehr bestehen.

(Quellen: Willy Kraus: „Soziale Martkwirtschaft, Hrsg: Ludwig-Erhard-Stiftung, Bonn, 1990 und Gablers Wirtschaftslexikon, 10 Auflage, Wiesbaden, 1979)






